
 

Auszug aus dem Beschlussprotokoll 
20. Ratssitzung vom 7. November 2018
 
 
 

532. 2018/20 
Postulat von Marcel Müller (FDP) und Markus Hungerbühler (CVP) vom 17.01.2018: 
Sanktionen im Rahmen der bestehenden Gesetzgebung gegen Asylsuchende, die 
andere Asylsuchende bedrängen oder mobben 

  

Gemäss schriftlicher Mitteilung lehnt der Vorsteher des Sozialdepartements namens des 

Stadtrats die Entgegennahme des Postulats zur Prüfung ab. 

 
Marcel Müller (FDP) begründet das Postulat (vergleiche Beschluss-Nr. 3676/2018). 

 

Namens des Stadtrats nimmt der Vorsteher des Sozialdepartements Stellung. 

 

Ernst Danner (EVP) stellt folgenden Textänderungsantrag: 

 
Der Stadtrat wird aufgefordert zu prüfen, wie er gegen Asylsuchende, welche andere Asylsuchende wie 
bspw. LGBT-Geflüchtete oder wegen ihrer Religion verfolgte Menschen bedrängen resp. mobben im Rah-
men der bestehenden gesetzlichen Möglichkeiten Sanktionen ergreifen und das Verständnis für unsere  
liberale Gesellschaft fördern kann. 

 

Marcel Müller (FDP) ist mit der Textänderung einverstanden. 

 

Das geänderte Postulat wird mit 89 gegen 24 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) dem Stadt-

rat zur Prüfung überwiesen. 

 

Mitteilung an den Stadtrat 
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